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Neue Sicherheitsschritte nach
Gefangenen-Ausbruch in Straubing

Nach dem Ausbruch in Straubing kehren gefasste Täter
nicht in Maßregelvollzug zurück, sondern kommen in

reguläre Haft. Sicherheitsmaßnahmen werden verstärkt.

Straubing – Nach dem Ausbruch aus dem Maßregelvollzug sorgt
das Schicksal der gefassten Täter für massive Veränderungen im
bayerischen Justizsystem. Die vier Insassen, die vor einer Woche
aus der Einrichtung in Straubing geflüchtet waren, werden nicht
in ihre vorherige forensische Einrichtung zurückgebracht.
Stattdessen plant die Justiz, sie in reguläre Gefängnisse
unterzubringen.

Die Entscheidung, die geflohenen Täter in Untersuchungshaft zu
nehmen, wurde von der Staatsanwaltschaft beantragt. Dies
wurde von Thomas Rauscher, dem zuständigen Sprecher der
Staatsanwaltschaft Regensburg, bestätigt. Die genaue
Unterbringung des gefassten 28-Jährigen bleibt unter
Verschluss, da ein Trennungsbeschluss besteht, um
sicherzustellen, dass die vier Ausbrecher separat festgehalten
werden.

Sicherheitsmaßnahmen im Fokus

Angesichts des Vorfalls wird die Sicherheit in bayerischen
Maßregelvollzugsanstalten auf die Tagesordnung gesetzt. Die
Staatsregierung plant bereits mehrere Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheitsstandards. Dazu gehören zwei
kommende Gespräche mit den Bezirkstagspräsidenten und den
Leitern der bayerischen Anstalten, um gezielte Strategien zu



entwickeln.

Eine wesentliche Veränderung betrifft die
Sicherheitsvorkehrungen innerhalb der Einrichtungen.
Kunststoffspiegel, die potenziell als Waffen missbraucht werden
können, sollen durch fest in den Wänden verbaute Metallplatten
ersetzt werden. Dieser Schritt soll das Risiko eines ähnlichen
Vorfalls in der Zukunft deutlich minimieren.

Ein besonders beunruhigender Aspekt des Ausbruchs war, dass
der überwältigte Mitarbeiter des Maßregelvollzugs nicht in der
Lage war, Alarm zu schlagen. Ein tragbares Personenwarngerät
war ihm so schnell entrissen worden, dass kein Hilferuf gesendet
werden konnte. Die künftige Einführung einer strengen Zwei-
Personen-Regel soll verhindern, dass einzelne Mitarbeiter in
ähnlichen gefährlichen Situationen übervorteilt werden.

Auswirkungen der Flucht auf das
Justizsystem

Die Ereignisse in Straubing sind ein Signal für die bayerische
Justiz, dass Handlungsbedarf besteht. Laut offiziellen Zahlen
haben seit 2016 insgesamt 39 Personen aus bayerischen
Einrichtungen für Maßregelvollzug geflohen. Die Tatsache, dass
von diesen 39 Geflüchteten mittlerweile nur noch fünf Personen
auf freiem Fuß sind, zeigt, dass die Justiz im Großen und Ganzen
erfolgreich darin ist, Ausbrecher wieder inhaftieren. Dennoch
bleibt die Frage, wie es dazu kommen konnte, dass vier Insassen
gleichzeitig fliehen konnten.

Der Vorfall in Straubing und ähnliche Fluchten, darunter auch
ein früherer Vorfall in Mainkofen, unterstreichen die
Notwendigkeit einer gründlichen Überprüfung der
Sicherheitsmaßnahmen. Die laufenden Gespräche mit Experten
aus verschiedenen Bereichen, einschließlich der Polizei, zielen
darauf ab, realistische Gefahrensimulationen durchzuführen, um
künftige Risiken zu identifizieren und abzuwehren.



Die Reaktionen aus den verschiedenen politischen und
gesellschaftlichen Bereichen sind vielfältig. Die Menschen haben
ein Recht darauf, sich sicher zu fühlen, und die Justiz steht in der
Verantwortung, zu zeigen, dass sie auf solche Vorfälle reagiert
und die notwendigen Schritte zur Verbesserung der Sicherheit
unternimmt. Eine Verbesserung der Abläufe und der
Sicherheitsvorkehrungen ist also unvermeidlich.

Einblick in die Sicherheitsstrategien

In den kommenden Wochen stehen entscheidende Schritte an,
um die Sicherheit innerhalb des Maßregelvollzugs zu erhöhen.
Die geplanten Risikoanalysen und Gefahrensimulationen sind
nur der erste Teil eines umfassenden Plans zur Sicherstellung
des Schutzes sowohl für das Personal als auch für die Insassen.
Das Ziel ist klar: Es sollen solche Vorfälle in Zukunft
ausgeschlossen werden.

Politische und gesellschaftliche Kontexte

Die Diskussion um den Maßregelvollzug und die Sicherheit in
forensischen Einrichtungen in Deutschland ist nicht neu.
Besonders in Bayern wird seit Jahren über die optimale
Handhabung von Forensischen Einrichtungen debattiert. In den
letzten Jahren gab es immer wieder Vorfälle, die kritische Fragen
zur Sicherheit aufwarfen. Das öffentliche Interesse an diesen
Themen hat zugenommen, insbesondere nachdem in den
Medien Pannen und Sicherheitsmängel in den Einrichtungen
skandalisiert wurden.

Die bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen
ermöglichen es, dass psychisch kranke Straftäter in forensischen
Einrichtungen untergebracht werden. Die Trennung von
Therapie und Haft ist oft umstritten, da viele Angehörige und
Experten der Meinung sind, dass die therapeutischen
Maßnahmen für die Resozialisierung entscheidend sind. Die
aktuellen Entwicklungen, die nun eine strenge Revisionspolitik
im Falle von Fluchtfällen befürworten, reflektieren die



gesellschaftlichen Ängste und das Streben nach mehr
Sicherheit.

Maßnahmen und Reformen

Um die Sicherheit in den Einrichtungen zu erhöhen, werden eine
Reihe von Maßnahmen diskutiert und teilweise bereits
umgesetzt. Dazu zählen unter anderem die Einführung von
Gefahrensimulationen in Zusammenarbeit mit der Polizei und
Sondereinsatzkommandos. Diese präventiven Übungen sollen
auf die Angriffsmuster von Insassen eingehen und die
Reaktionsfähigkeit des Personals verbessern.

Ein weiterer erheblicher Schritt ist die Umstellung der
verwendeten Materialien innerhalb der Einrichtungen. Der
Verzicht auf Kunststoffspiegel und die Einführung von fest
installierten Metallplatten soll die Gefahr reduzieren, dass aus
Alltagsgegenständen Waffen gefertigt werden. Diese
Änderungen sollen nicht nur die physischen Bedingungen
verbessern, sondern auch das Sicherheitsgefühl der Mitarbeiter
und der Öffentlichkeit erhöhen.

Statistische Daten zur Flucht aus
Forensischen Einrichtungen

Die Flucht von 39 Personen seit 2016 aus verschiedensten
forensischen Einrichtungen in Bayern wirft Fragen über die
umfassende Sicherheitspraxis auf. Die Rückführungsrate ist
jedoch bemerkenswert. Von diesen 39 Ausbrechern konnten bis
jetzt 34 wieder gefasst werden, was einer Rückführungsquote
von etwa 87% entspricht. Dies zeigt, dass trotz der Fluchtfälle
die Sicherheitsbehörden in der Lage sind, die meisten Flüchtigen
schnell zu lokalisieren und zu verhaften.

Die Anzahl der Fluchtfälle sowie deren Entwicklungen können
auf die komplexen Herausforderungen hinweisen, die mit der
Behandlung und dem Management von Straftätern mit



psychischen Erkrankungen verbunden sind. Der aktuelle Vorfall
in Straubing könnte daher als Wendepunkt für eine
umfassendere Reform der forensischen Einrichtungen in Bayern
dienen, indem sowohl die Sicherheit als auch die
Therapieangebote kritisch überprüft werden.
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